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Paragraphen berechnet und/oder bezahlt wurde, jedoch 
darf die Summe der Konventionalstrafe und des 
Kostenersatzes für Stillstandszeiten von Transportmit­
teln für eine Warenpartie, die mit einem Transport­
dokument versandt wurde, die in Ziffer 1 dieses Para­
graphen vorgesehene Höchstgrenze der Konventional­
strafe nicht libersteigen.

§87 A
In den Fällen, in denen in diesen Allgemeinen Liefer­

bedingungen vorgesehen ist, daß die Konventionalstrafe für 
jeden Tag des Verzuges berechnet wird, wird sie für jeden 
begonnenen Tag des Verzuges berechnet.

§88

1. Der Anspruch auf Zahlung von Konventionalstrafe darf 
nicht später als innerhalb von 3 Monaten geltend gemacht 
werden. Dabei beginnt diese Frist:
a) bei Konventionalstrafen, die nach Tagen berechnet 

werden, mit dem Tag der Erfüllung der Verpflichtung 
oder mit dem Tag, an dem die Konventionalstrafe für 
den betreffenden Tatbestand die maximale Höhe er­
reicht hat, wenn die Verpflichtung bis zu diesem Tag 
nicht erfüllt wurde;

b) bei Konventionalstrafen, die nur einmalig berechnet 
werden können, mit dem Tag der Entstehung des 
Rechts, sie zu fordern.

2. Die Mitteilung über die Geltendmachung des Anspruchs 
. auf Zahlung von Konventionalstrafe muß solche Angaben

enthalten, die es dem Partner, dem gegenüber der Anspruch 
geltend gemacht wurde, ermöglichen, ihn zu prüfen und 
eine Antwort zu seinem Wesen innerhalb der im § 89 fest­
gelegten Frist zu geben.
Wenn im Vertrag nichts anderes vereinbart ist, müssen in 
der Mitteilung angegeben sein:
a) die Vertragsnummer und in den entsprechenden Fällen 

auch die Positionen gemäß Vertrag (gemäß Anlage zum 
Vertrag), auf den sich der Anspruch bezieht;

b) die dem Vertrag entsprechende Bezeichnung der Ware;
c) die Bezugnahme auf die entsprechende Bestimmung die­

ser Allgemeinen Lieferbedingungen oder der bilateralen 
Vereinbarung oder auf die Vertragsbedingungen, auf 
Grund derer die Ansprüche geltend gemacht werden;

d) die Verletzung, die zur Geltendmachung des Anspruchs 
. führte (Lieferverzug, Rückerstattung des gezahlten Be­
trages wegen unbegründeter Forderung, Verzug bei der 
Eröffnung des Akkreditivs usw.);

e) der Betrag des Anspruchs;
f) die Berechnung der Konventionalstrafe.
Wenn der Anspruch zwei oder mehrere Positionen des Ver­
trages (der Anlage zum Vertrag) betrifft, muß die Berech­
nung der Konventionalstrafe zu jeder Position einzeln an­
geführt werden.

3. Wenn in der Mitteilung über die Geltendmachung des An­
spruchs irgendwelche Angaben fehlen, die in den Buchsta­
ben a) bis f) der Ziffer 2 dieses Paragraphen genannt sind, 
werden die Bestimmungen der Ziffern 2 bis 4 des § 74 an­
gewandt.

4. Wenn der Anspruch auf Zahlung von Konventionalstrafe 
nicht innerhalb der in Ziffer 1 dieses Paragraphen fest­
gelegten Frist geltend gemacht wird, verliert der Partner, 
der den Anspruch erhebt, das Recht, sich an das Schieds­
gericht zu wenden.

§89
Der Partner, gegen den ein Anspruch auf Zahlung von 

Konventionalstrafe geltend gemacht wird, ist verpflichtet, 
den Anspruch zu prüfen und innerhalb von 30 Tagen, gerech­
net vom Erhalt des Anspruches, eine Antwort zum Wesen zu 
geben.

§89 A
Die Bestimmungen der §§ 88 und 89 werden auf alle For­

derungen auf Zahlung von Konventionalstrafe angewandt, 
die in diesen Allgemeinen Lieferbedingungen, in bilateralen 
Vereinbarungen oder im Vertrag vorgesehen ist.

Kapitel XV 
Schiedsgericht

§90
1. Alle Streitigkeiten, die aus dem Vertrag oder im Zusam­

menhang mit dem Vertrag entstehen, unterliegen unter 
Ausschluß der allgemeinen Gerichtsbarkeit einem Schieds­
gerichtsverfahren. Das Verfahren findet vor dem Schieds­
gericht statt, das für solche Streitigkeiten im Lande des 
Beklagten besteht, oder, nach Vereinbarung der Partner, 
vor einem Schiedsgericht in einem dritten Mitgliedsland' 
des Rates für Gegenseitige Wirtschaftshilfe.

2. Die Widerklage und die Forderung auf Aufrechnung, die 
sich aus demselben Rechtsverhältnis wie die Hauptklage 
ergeben, sind vor dem Schiedsgericht zu verhandeln, bei 
dem die Hauptklage anhängig ist.

§91
1. Die Streitigkeiten werden nach den Verfahrensregeln des 

Schiedsgerichts verhandelt, bei dem das Verfahren durch­
geführt wird.

2. Das Schiedsverfahren und die Verkündung der Entschei­
dungen werden in der Landessprache des Schiedsgerichts 
durchgeführt und auf Wunsch eines Partners offiziell in 
eine andere Sprache übersetzt. Die Schiedsgerichtsentschei­
dungen werden ebenfalls in der .Landessprache des 
Schiedsgerichts angefertigt und auf Wunsch eines Part­
ners offiziell in eine andere Sprache übersetzt.

3. Die Entscheidungen des Schiedsgerichts sind endgültig 
und für beide Partner verbindlich.

Kapitel XVI 
Verjährung

§92
Auf Forderungen, die sich aus den durch diese Allgemei­

nen Lieferbedingungen geregelten Beziehungen ergeben, fin­
den die in diesem Kapitel enthaltenen Verjährungsbestim­
mungen Anwendung.

§93
1. Die allgemeine Verjährungsfrist beträgt zwei Jahre.
2. Eine besondere einjährige Verjährungsfrist gilt

a) für Klageansprüche aus Mängelansprüchen hinsichtlich 
der Qualität und Menge der Ware (§§ 31, 33, 71, 75, 77, 
80-82);

b) für Klageansprüche aus Ansprüchen auf Zahlung von 
Konventionalstrafe.

§94
1. Die allgemeine Verjährungsfrist beginnt mit der Ent­

stehung der Forderung.
2. Die besondere Verjährungsfrist beginnt:

a) für Klageansprüche aus Mängelansprüchen wegen der 
Qualität und Menge der Waren — mit dem dem Tage 
des Einganges der Antwort des Verkäufers zum Wesen 
des Mängelanspruches bei dem Käufer folgenden Tage 
und wenn der Verkäufer innerhalb der Fristen gemäß 
§ 76 Ziffer 1 oder Ziffer 5 keine Antwort gegeben hat — 
mit dem dem Tage des Ablaufes der Frist für die Ant­
wort zum Wesen des Mängelanspruches folgenden 
Tage. Wenn die Antwort des Verkäufers keine Ent­
scheidung zum Wesen des Mängelanspruches enthält, 
beginnt die Verjährungsfrist mit dem dem Tage des 
Ablaufes der Frist für die Antwort des Mängelanspru­
ches folgenden Tage;

b) für Klageansprüche aus Ansprüchen auf Zahlung von 
Konventionalstrafe — mit dem dem Tage des Eingangs 
der Antwort zum Wesen des Anspruchs folgenden Tage 
bei dem Partner, der den Anspruch erhoben hat; wenn 
keine Antwort zum Wesen des Anspruchs innerhalb der 
im § 89 festgelegten Frist gegeben wurde - mit dem dem 
Tage des Ablaufes der Frist für die Antwort auf den 
Anspruch folgenden Tage.


